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Ordentliche virtuelle Hauptversammlung 2021

Erlduterungen zu den Rechten der Aktiondre

(nach § 122 Abs. 2 AktG, § 126 Abs. 1, § 127 AktG, § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-
Gesetz)

Die Einberufung der Hauptversammlung enthalt Angaben zu den Rechten der Aktionare
nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 Aktiengesetz (AktG) sowie § 1 Abs. 1 bis Abs. 3 des
Gesetzes Uber MalRnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und
Wohnungseigentumsrecht zur Bekampfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
("COVID-19-Gesetz") - verlangert durch die Verordnung zur Verlangerung von MaRnahmen
im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekdmpfung der
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie vom 20. Oktober 2020 und gedandert durch Art. 11
des Gesetzes zur weiteren Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins
und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, insbesondere zu
den Fristen fir die Ausiibung dieser Rechte. Die nachfolgenden Angaben dienen einer
weitergehenden Erlauterung dieser Aktionarsrechte.

1. Verlangen auf Erganzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG)

Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals, das
entspricht im Zeitpunkt der Einberufung 761.897 Aktien, oder den anteiligen Betrag
von EUR 500.000 erreichen (dies entspricht im Zeitpunkt der Einberufung 195.313
Aktien), kénnen verlangen, dass Gegenstinde auf die Tagesordnung gesetzt und
bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder
eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu
richten. Tagesordnungserganzungsverlangen miissen der Gesellschaft mindestens 30
Tage vor der Versammlung, also bis zum 23. Mai 2021, 24.00 Uhr (MESZ), unter
folgender Adresse zugehen:

An den Vorstand der GRAMMER AG
— Hauptversammlung —
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Grammer-Allee 2
92289 Ursensollen

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis
zur Entscheidung des Vorstands tGber den Antrag halten.

Bekannt zu machende Erganzungen der Tagesordnung werden unverziiglich nach
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien
zur Veroffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass
sie die Information in der gesamten Européischen Union verbreiten.

Sie werden auRerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://www.grammer.com/investor-relations/hauptversammlung/2021.html

bekannt gemacht und den Aktionaren mitgeteilt.

Die diesen Aktiondrsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes
(AktG) lauten wie folgt:

§ 122 AktG (Auszug):
Einberufung auf Verlangen einer Minderheit

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktiondre, deren Anteile
zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Griinde verlangen; das Verlangen ist an
den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der
Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines
geringeren Anteils am Grundkapital kniipfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen,
dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber
der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands (iber den
Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden.

(2) In gleicher Weise kénnen Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten
Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen,
verlangen, dass Gegenstinde auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage
beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24
Tage, bei bérsennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung
zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen.
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2.

§ 121 AktG (Auszug)
Allgemeines

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zuriickberechnet werden, ist
der Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag,
einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder
nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des
Biirgerlichen  Gesetzbuchs sind  nicht entsprechend anzuwenden. Bei
nichtbérsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung der
Frist bestimmen.

§ 70 AktG
Berechnung der Aktienbesitzzeit

Ist die Ausiibung von Rechten aus der Aktie davon abhdngig, dass der Aktiondr
wdhrend eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem
Eigentum ein  Anspruch auf Ubereignung gegen ein Kreditinstitut,
Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1
oder Abs. 7 des Gesetzes liber das Kreditwesen tdtiges Unternehmen gleich. Die
Eigentumszeit eines Rechtsvorgdngers wird dem Aktiondr zugerechnet, wenn er die
Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhdnder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei
Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsiibertragung nach §
13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes liber Bausparkassen
erworben hat.

Gegenantrdge und Wahlvorschlage (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG)

Jeder Aktionar ist berechtigt, Gegenantrdge und Wahlvorschldge vor der
Hauptversammlung gemall §§ 126 Abs. 1, 127 AktG an die Gesellschaft zu Gibermitteln.
Die Gesellschaft wird Gegenantrdge und Wahlvorschlage auf der Internetseite der
Gesellschaft veroffentlichen, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen dafir vorliegen.

Sollen Gegenantrdage oder Wahlvorschlage von der Gesellschaft gemalR §§ 126, 127
AktG vorab zugdnglich gemacht werden, sind sie spdtestens 14 Tage vor der
Versammlung, d. h. spatestens bis zum 8. Juni 2021, 24.00 Uhr (MESZ), an folgende
Adresse zu Ubermitteln:
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GRAMMER AG

— Hauptversammlung —
Grammer-Allee 2
92289 Ursensollen

Telefax: +49 9621 66-32000
E-Mail: hv@grammer.com

Anderweitig adressierte Gegenantrage und Wahlvorschlage werden nicht
beriicksichtigt.

Ferner kann die Gesellschaft auch noch unter bestimmten weiteren, in den §§ 126
bzw. 127 AktG ndher geregelten Voraussetzungen von einer Zuganglichmachung ganz
oder teilweise absehen oder Gegenantrdge bzw. Wahlvorschlage und deren
Begriindungen zusammenfassen. Einer Begriindung bedarf es jedenfalls im Fall eines
Wahlvorschlags nicht. Ein Wahlvorschlag zum Aufsichtsrat muss den Namen, den
ausgelibten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person sowie deren
Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsraten enthalten. Die
Zuganglichmachung erfolgt einschliel(lich des Namens des Aktionars, einer zugdnglich
zu machenden Begriindung, Pflichtangaben nach § 127 Satz 4 AktG und einer etwaigen
Stellungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://www.grammer.com/investor-relations/hauptversammlung/2021.html.

Wahrend der virtuellen Hauptversammlung kdénnen Aktiondre nach der Konzeption
des COVID-19-Gesetzes keine Gegenantrage oder Wahlvorschldge stellen. Ein nach den
§8§ 126, 127 AktG zuganglich zu machender Gegenantrag oder Wahlvorschlag gelten als
in der virtuellen Hauptversammlung gestellt, wenn der antragstellende oder den
Wahlvorschlag unterbreitende Aktiondr ordnungsgemall legitimiert und zur
Hauptversammlung angemeldet ist.

Die diesen Rechten der Aktiondare zugrunde liegenden Regelungen des
Aktiengesetzes (AktG) lauten wie folgt:

§ 126 AktG:
Antrdige von Aktiondiren

(1) Antrdge von Aktiondren einschliefSlich des Namens des Aktiondrs, der Begriindung
und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3
genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugdnglich zu machen,
wenn der Aktiondr mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen
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Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem
bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begriindung an die in der Einberufung hierfiir
mitgeteilte Adresse iibersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bej
bérsennotierten Gesellschaften hat das Zugdnglichmachen iiber die Internetseite der
Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begriindung brauchen nicht zugénglich gemacht zu
werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugénglichmachen strafbar machen wiirde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der
Hauptversammlung fiihren wiirde,

3. wenn die Begriindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder
irrefiihrende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthiilt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestiitzter Gegenantrag des Aktiondirs bereits zu
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugdnglich gemacht worden ist,
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktiondrs mit wesentlich gleicher Begriindung in
den letzten fiinf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der
Gesellschaft nach § 125 zugdnglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung
weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals fiir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktiondr zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktiondr in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Die Begriindung braucht nicht zugdnglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt
mehr als 5.000 Zeichen betrdgt.

(3) Stellen mehrere Aktiondre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung
Gegenantriige, so kann der Vorstand die Gegenantrdge und ihre Begriindungen
zusammenfassen.

§ 127 AktG:
Wahlvorschléige von Aktionéiren

Fiir den Vorschlag eines Aktiondrs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von
Abschlusspriifern gilt § 126 sinngemdf3. Der Wahlvorschlag braucht nicht begriindet zu
werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugdnglich zu
machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125
Abs. 1 Satz 5 enthdlt. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktiondirs zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern bérsennotierter Gesellschaften, fr die das
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Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das
Mitbestimmungsergénzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen:

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2,

2. Angabe, ob der Gesamterfiillung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und
3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und
Mdnnern besetzt sein miissen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1
zu erfiillen.

§ 124 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz (Auszug):

Bekanntmachung von Ergédnzungsverlangen;
Vorschlédge zur Beschlussfassung

Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Priifern hat deren Namen,
ausgelibten Beruf und Wohnort anzugeben.

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG
Mitteilungen fiir die Aktiondre und an Aufsichtsratsmitglieder

Bei bérsennotierten  Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu
bildenden Aufsichtsrdten beizufiigen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren
in- und ausldndischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefiigt
werden.

Die diesen Aktiondrsrechten zugrunde liegenden Regelungen des COVID-19-Gesetzes
lauten wie folgt:

§ 1 Aktiengesellschaften;, Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europdische
Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prisenz der
Aktiondre oder ihrer Bevollmdchtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten
wird, sofern

1. die Bild- und Tonlibertragung der gesamten Versammlung erfolgt,

2. die Stimmrechtsausiibung der Aktiondre (iber elektronische Kommunikation
(Briefwahl

oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung méglich ist,
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3. den Aktiondren ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation
eingerdumt wird,

4. den Aktiondren, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgelibt haben, in Abweichung

von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des
Erscheinens in der Hauptversammlung eine Méglichkeit zum Widerspruch gegen einen
Beschluss der Hauptversammlung eingerdumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemdfiem, freiem Ermessen, wie er Fragen
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spdtestens einen Tag vor der
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Antréige oder
Wahlvorschldge von Aktiondren, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes
zugdnglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den
Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktiondr ordnungsgemdifs
legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.

3.  Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation (§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2
COVID-19-Gesetz)

Jedem Aktiondr, der sich zur virtuellen Hauptversammlung angemeldet hat, wird
gemdlR § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz ein Recht, Fragen im Wege der
elektronischen Kommunikation zu stellen, eingerdaumt. Der Vorstand hat vorgegeben,
dass Fragen bis spatestens einen Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer
Kommunikation einzureichen sind.

Fragen sind bis zum 21. Juni 2021, 24.00 Uhr (MESZ), Gber das GRAMMER
AktionarsPortal auf der Internetseite der Gesellschaft unter

https://www.grammer.com/investor-relations/hauptversammlung/2021.html

einzureichen.

Der Vorstand wird nach pflichtgemaBem, freien Ermessen entscheiden, wie er Fragen
beantwortet, § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz.

Den Aktionaren wird in diesem Jahr gemalR § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz zwar die
Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung Uber elektronische Zuschaltung
ermoglicht. Uber das beschriebene Fragerecht hinaus wird ihnen aber kein
umfassendes Auskunfts- und Rederecht per Bild- und Tonibertragung eingerdaumt.


https://www.grammer.com/investor-relations/hauptversammlung/2021.html
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Die diesen Aktiondrsrechten zugrunde liegenden Regelungen des COVID-19-Gesetzes
lauten wie folgt:

§ 1 Aktiengesellschaften;, Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europdische
Gesellschaften (SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug)

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prisenz der
Aktiondre oder ihrer Bevollmdchtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten
wird, sofern

1. die Bild- und Tonlibertragung der gesamten Versammlung erfolgt,

2. die Stimmrechtsausiibung der Aktiondre (iber elektronische Kommunikation
(Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung méglich ist,

3. den Aktiondiren eine Fragemdglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation
eingerdumt wird,

4. den Aktiondren, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgelibt haben, in Abweichung
von 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des
Erscheinens in der Hauptversammlung eine Méglichkeit zum Widerspruch gegen einen
Beschluss der Hauptversammlung eingerdumt wird.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemdfSem, freiem Ermessen, wie er Fragen
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spdtestens einen Tag vor der
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.

% %k %k



	1. Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG)
	Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge und Wahlvorschläge vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG an die Gesellschaft zu übermitteln. Die Gesellschaft wird Gegenanträge und Wahlvorschläge auf der Internetseite der Gesellschaft verö...


